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I. Vorbemerkung

Der Beitritt eines Staates zur Europäischen Union bedeutet für dessen Rechts¬

ordnung stets die Notwendigkeit eines fundamentalen Umbaues seiner Rechts¬

ordnung. Es sind nicht nur die zahllosen Anpassungsverpflichtungen in allen

Bereichen des Rechts, ein EU-Beitritt bedeutet auch gewaltige Souveränitäts¬

verluste des Staates. Durch den Anwendungsvorrang des Unionsrechts, die

sanktionsbewährte Umsetzungsverpflichtung des Sekundärrechts und die

Letztentscheidungsbefugnis des EuGH wird die Rechtsetzungssouveränität
der Mitgliedsstaaten - auch aufder Ebene des Verfassungsrechts - weitgehend

ausgehöhlt. Gleichzeitig bedeutet ein EU-Beitritt die weitgehende Abschaf¬

fung aller Grenzen und Schranken für Kapital, Arbeit, Warenverkehr und

sonstige Dienstleistungen. Welche ungeheuren Veränderungen, ja Erschütte¬

rungen, der Beitritt Österreichs zur EU gebracht hat, wird jetzt nach 20 Jahren

Mitgliedschaft allmählich sichtbar. Denn die wirtschaftlichen, soziologischen,

3


